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GEFAHRENBEGRIFF, RECHTLICHER RAHMEN BEI KINDESWOHLGEFÄHRDUNG

A. DIE INFORMATIONSGEWINNUNG

- INFORMATIONSERLANGUNGDURCH BERUFSGEHEIMNISTRÄGER(§ 4 ABS. 1 KKG)

B. DIE INFORMATIONSVERWERTUNG

- DERSCHUTZAUFTRAGDESJUGENDAMTSGEM. § 8 A SGB VIII

- DIE INOBHUTNAHMEGEM. § 42 SGB VIII

C. GERICHTLICHEMAßNAHMEN

- GRUNDLAGEN DER§§ 1666, 1666A BGB

D. GESETZESTEXTE

- § 4 KKG; § 71 SGB X; § 8A SGB VIII; § 42 SGB VIII; § 1666 BGB; § 1666A BGB; § 5 KKG; § 158 FAM FG; § 158A FAM FG, § 158B FAM FG;

§ 159 FAM FG



A: INFORMATIONSGEWINNUNG

§ 4 ABS. 1 KKG : INFORMATIONSERLANGUNGDURCHBERUFSGEHEIMNISTRÄGER

EINBERUFSGEHEIMNISTRÄGERERLANGTIN AUSÜBUNGSEINERBERUFLICHENTÄTIGKEITGEWICHTIGEANHALTSPUNKTEFÜREINE

KINDESWOHLGEFÄHRDUNG

ERÖRTERUNGDERSITUATIONMIT DEM KIND

SOWEITDERWIRKSAMESCHUTZDESKINDESHIERDURCHNICHT IN FRAGE GESTELLTWIRD, ERFOLGTAUCH EINEERÖRTERUNGMIT

DEM ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN(NICHT PERSONENSORGEBERECHTIGTEN) UND ESISTAUF DIE INANSPRUCHNAHMEVON HILFEN

HINZUWIRKEN;

DIEGEFÄHRDUNGSABWENDUNGDURCH DAS HINWIRKENAUF HILFENBLEIBTERFOLGLOSODER SCHEIDETVON VORNHEREINAUS

INFORMATION DESJUGENDAMTSNACH VORHERIGERDIESBEZÜGLICHERINFORMATION DERBETROFFENEN

(BEACHTEHIER: § 71 ABS. 1 SGB X)



INFORMATIONSGEWINNUNG

BEACHTE:

UNABHÄNGIG VON DERăSOLL-REGELUNGò DES§ 4 ABS. 1 KKG

BESTEHTNICHT NUR DIE BERECHTIGUNG, SONDERNDIE PFLICHTZUREIGENENEINSCHÄTZUNG,

OB DIE DRINGENDEGEFÄHRDUNGOHNE EINBEZIEHUNGDESJUGENDAMTSABGEWENDETWERDEN

KANN

BZW. UNTEREINBEZIEHUNGDESJUGENDAMTSEFFEKTIVERABGEWENDETWERDENKANN.



INFORMATIONSGEWINNUNG

§ 4 ABS. 3 S. 3 KKG

ES BESTEHTEINEPFLICHTZURUNVERZÜGLICHENINFORMATION DESJUGENDAMTS, WENN

Å EINEDRINGENDEGEFAHRBESTEHT(Z.B. LEBENSGEFAHRODER GRAVIERENDEGESUNDHEITSFOLGENSINDZU

BEFÜRCHTENBEINICHT UNVERZÜGLICHERINTERVENTION),

Å DIEGEFAHRENABWENDUNGDIEEINBEZIEHUNGDESJUGENDAMTSERFORDERT(Z.B. KEINEEIGENE

VERMITTLUNGVON HILFENMÖGLICH IST.

BEACHTE: 

Å STRAFRECHTLICHEGARANTENSTELLUNG

Å VGL. DIENEUFASSUNGVON § 6 ABS. 2 KKG DURCH DAS GESETZZURSTÄRKUNGDERSTRUKTURENGEGEN

SEX. GEWALTAN KINDERNUND JUGENDLICHEN. BERUFSGEHEIMNISTRÄGERSOWIEPSYCHOTHERAPEUTEN/ -
INNEN ERHALTENUNTEREINERENTGELTFREIENRUFNUMMEREINEKOSTENLOSEERSTBERATUNGUND

INFORMATION ZUMED. FRAGESTELLUNGENIM ZUSAMMENHANG MIT EINERKINDESWOHLGEFÄHRDUNG, 
GERICHTETAUF EINEADÄQUATE VORGEHENSWEISESOWIEGEEIGNETERANSPRECHPARTNERZURWEITEREN

BERATUNG.



INFORMATIONSGEWINNUNG

BEACHTE:

ăGESETZZURSTÄRKUNGDERSTRUKTURENGEGEN SEX. GEWALTAN KINDERNUND JUGENDLICHENò

(ZUM 01.07.2025 IN KRAFTGETRETEN)

§ 6 KKG SIEHTEIN TELEFON. BERATUNGSANGEBOTVOR IM MEDIZINISCHENKINDERSCHUTZFÜRÄRZTE, FACHKRÄFTEIN DER

KINDER- UND JUGENDHILFESOWIEFAMILIENRICHTER/ INNEN

KRIT. STELLUNGNAHMEU.A. VOM DFGT : < BEDARFISTNICHT ERKENNBAR

< KREISDERBERECHTIGTENWIRD ENGERGEZOGEN ALS IN DERGELTENDENFASSUNG

DES§ 4 KKG

< WARUM WERDENNICHT AUCH SONST. FORMEN DERGEWALT(Z.B. HÄUSLICHEGEWALT) ERFASST

§ 4 ABS. 4 KKG

RÜCKMELDEPFLICHTDURCH DAS JUGENDAMT



INFORMATIONSGEWINNUNG

BEACHTE: § 4 ABS. 6 KKG

ES WIRD DEN BUNDESLÄNDERNFREIGESTELLT, DURCH LANDESRECHTLICHEREGELUNGENEINENNICHT ANONYMISIERTEN

FACHAUSTAUSCHZWISCHENÄRZT/ INNEN UND PSYCHOLOG. PSYCHOTHERAPEUT/ INNEN ZUERMÖGLICHEN, D.H. OHNE

WISSENDERKINDERUND IHRERFAMILIEN KÖNNEN INFORMATIONENAUSGETAUSCHTWERDEN, DIE BISLANGDER

SCHWEIGEPFLICHTUNTERLAGEN

KRITIK:

Å NICHT GEKLÄRT, WAS KONKRETEINăINTERKOLLEGIALERAUSTAUSCHò I.S.D. § 4 ABS. 6 KKG IST

ÅWELCHEINFORMATIONENAUSGETAUSCHTWERDENDÜRFEN

ÅWIE KONKRETDIE BETROFFENENEINBEZOGENUND INFORMIERTWERDEN

Å HANDLUNGSUNSICHERHEIT, DA KEINEBUNDESEINHEITLICHEREGELUNG



B. INFORMATIONSVERWERTUNG

I. SCHUTZAUFTRAGDESJUGENDAMTSGEM. § 8A SGB VIII

§ 8A ABS. 1 SGB VIII: BEIBEKANNTWERDENGEWICHTIGERANHALTSPUNKTEFÜREINEGEFÄHRDUNGDES

KINDESWOHLS

Å RISIKOEINSCHÄTZUNGIM ZUSAMMENWIRKENMEHRERERFACHKRÄFTE

Å EINBEZIEHUNGDESKINDES/ DESERZIEHUNGSBERECHTIGTEN, WENN HIERDURCHDERSCHUTZDESKINDESNICHT IN

FRAGE GESTELLTWIRD,

Å SOFERNDIESNACH DERFACHLICHENEINSCHÄTZUNGERFORDERLICHIST,

- VERSCHAFFUNGEINESUNMITTELBARENEINDRUCKSVON DEM KIND UND SEINERPERSÖNLICHENSITUATION

- BETEILIGUNGDERNACH § 4 ABS. 3 KKG INFORMIERENDENPERSONAN DERGEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNGIN GEEIGNETER

WEISE(KEINEGESETZLICHEPRIORISIERUNGZU DERFORM DEREINBEZIEHUNG, SONDERNEINZELFALLPRÜFUNGDURCHDIE

FALLZUSTÄNDIGEFACHKRAFT)



INFORMATIONSVERWERTUNG

II. INOBHUTNAHMEGEM. § 42 SGB VIII 

BERECHTIGUNGUND VERPFLICHTUNGDESJUGENDAMTSZURINOBHUTNAHMEBEI

Å SOG. SELBSTMELDUNG

Å UNBEGLEITETEINREISENDENMINDERJÄHRIGENAUSLÄNDISCHENKINDERN/ J UGENDLICHEN

Å DRINGENDERGEFAHRFÜRDAS WOHL DESKINDESUND

-KEIN WIDERSPRUCHDESPERSONENSORGEBERECHTIGTENODER

-EINEFAMILIENGERICHTLICHEENTSCHEIDUNGNICHT RECHTZEITIGEINGEHOLTWERDENKANN



INFORMATIONSVERWERTUNG

DRINGENDEGEFAHR

Å EINEGEGENWÄRTIGE, IN EINEMSOLCHENMAß VORHANDENEGEFAHR, DASSBEIWEITERERENTWICKLUNG

DERDINGE

Å EINEERHEBLICHESCHÄDIGUNG DESGEISTIGENODER LEIBLICHENWOHLS DESKINDES

Å ENTWEDERBEREITSEINGETRETENODER MIT HINREICHENDERWAHRSCHEINLICHKEITZUERWARTENIST, WOBEI

AN DIEWAHRSCHEINLICHKEITDESSCHADENSEINTRITTSUMSO GERINGEREANFORDERUNGENZU STELLEN

SIND, JE SCHWERERDERDROHENDESCHADEN WIEGT(BVERFG V. 27.07.2023 ð1 BVR 1242/23)

Å DIEANNAHME DERHINREICHENDENWAHRSCHEINLICHKEITDERSCHÄDIGUNG BERUHTAUF KONKRETEN

VERDACHTSMOMENTEN(ALLEINABSTRAKTEGEFAHRENGENÜGEN NICHT)

Å DERDROHENDESCHADEN ISTFÜRDAS KIND ERHEBLICH.



INFORMATIONSVERWERTUNG

GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNG

Å IM ZUSAMMENWIRKENMEHRERERFACHKRÄFTE(§ 8A ABS. 1 S. 1 SGB VIII),

Å SOWEITESMIT DEM SCHUTZDESKINDESVEREINBARIST, ERFOLGTEINEZWINGENDEKONTAKTAUFNAHMEMIT

DEN ELTERNZURKLÄRUNG, OB SIEWILLENSUND IN DERLAGE SINDZURGEFÄHRDUNGSABWENDUNG



INFORMATIONSVERWERTUNG

HANDLUNGSALTERNATIVEN

Å DIEPERSONENSORGEBERECHTIGTENWIDERSPRECHENDERINOBHUTNAHME, SINDABERBEREITUND FÄHIG, DIE

GEFAHRENLAGEABZUWENDEN KEINEINOBHUTNAHME

Å DIE INOBHUTNAHMEBLEIBTOHNE WIDERSPRUCH INOBHUTNAHME

Å DIEPERSONENSORGEBERECHTIGTENWIDERSPRECHENDERINOBHUTNAHME, SINDABERZURABWENDUNG DER

GEFAHRENLAGENICHT FÄHIG

ABSCHÄTZUNGOB EINE FAMILIENGERICHTLICHEENTSCHEIDUNGRECHTZEITIGEINGEHOLTWERDENKANN, D.H. KÖNNTE ZUMINDESTEINE

EINSTWEILIGE ANORDNUNG (AUCH OHNE MÜNDLICHE VERHANDLUNG) NOCH RECHTZEITIG ERWIRKT WERDEN, UM DER

KINDESWOHLGEFÄHRDUNGZU BEGEGNEN(BEACHTEBEREITSCHAFTSDIENSTEDERFAMILIENGERICHTE);

WIRD DIE INOBHUTNAHME TROTZ DER BESTEHENDENMÖGLICHKEIT DER ANRUFUNG DES FAMILIENGERICHTSDURCHGEFÜHRT, IST SIE

RECHTSWIDRIG(BEACHTE: DIE INOBHUTNAHME IST EIN VERWALTUNGSAKT, DER IM VERWALTUNGSGERICHTLICHENVERFAHRENÜBERPRÜFT

WIRD

BESTEHTKEINEMÖGLICHKEITMEHRZURHERBEIFÜHRUNGDERFAMILIENGERICHTLICHENENTSCHEIDUNG INOBHUTNAHME

ABER: PFLICHTDESJUGENDAMTSZURUNVERZÜGLICHENHERBEIFÜHRUNGDERFAMILIENGERICHTLICHENENTSCHEIDUNG(§ 42 ABS. 3 NR. 2
SGBVIII)



INFORMATIONSVERWERTUNG

EXKURS: INOBHUTNAHMEEINESSÄUGLINGS

EIN ENTZUGDERELTERLICHENSORGE VOR DERGEBURTDESKINDESISTAUSGESCHLOSSEN, DA DIE ELTERLICHESORGE

ERSTMIT DERGEBURTDESKINDESENTSTEHTUND AB DIESEMZEITPUNKTAUSGEÜBTWERDENKANN

DIE INOBHUTNAHMEEINESSÄUGLINGSðINSBESONDEREUNMITTELBARNACH DERGEBURTðBEDARF

AUßERGEWÖHNLICHZWINGENDERGRÜNDEUND EINERVORHERIGENANHÖRUNG DERELTERN

(EGMR , 08.04.2004 ð11057/02, FAM RZ2005, 585)

DIE INOBHUTNAHMEISTU.A. DANN RECHTSWIDRIG, WENN

Å SICH DAS KIND ZUM ZEITPUNKTDER INOBHUTNAHMEMIT EINVERSTÄNDNISDESPERSONENSORGEBERECHTIGTENZU

EINERMEHRTÄGIGENDIAGNOSE IM KRANKENHAUSBEFINDETUND

Å RECHTZEITIGVOR DERENTLASSUNGEINEFAMILIENGERICHTLICHEENTSCHEIDUNGERWIRKTWERDENKANN, DIE SICH

GEGENÜBERDEM DIREKTENBEHÖRDLICHENEINGRIFFIN DAS ELTERNRECHTALS DAS MILDEREM ITTELDARSTELLT

(VG G ELSENKIRCHEN, 28.12.2011 ð2 K 2503/11)

VOR DERGEBURTDESKINDESKANN ABEREINVERFAHRENNACH § 1666 BGB EINGELEITETUND EIN

ERÖRTERUNGSTERMINGEM. § 157 FAM FG DURCHGEFÜHRTWERDEN

(OLG FRANKFURT, 12.05.2017, 1 UF 95/17, FAM RZ2018, 190)



C. GERICHTLICHE MAßNAHMEN GEM. §§ 1666, 1666A BGB

GRUNDLAGEN

Å ART. 6 ABS. 1, 2 GG: RECHTDERELTERNAUF PFLEGEUND ERZIEHUNGIHRERKINDERNACH EIGENEN

VORSTELLUNGUND GRUNDSÄTZLICHFREIVON STAATLICHENEINFLÜSSENUND EINGRIFFEN(BVERFG V. 17.02.1982 

ð1 BVR 188/80). O BERSTERICHTSCHNURISTABERDAS KINDESWOHL

Å ART. 2 ABS. 1, ABS. 2 S. 1 GG: ABLEITUNGEINESVERFASSUNGSGERICHTLICHENANSPRUCHDESKINDESAUF

STAATLICHENSCHUTZ, WENN DIE ELTERNIHRERPFLEGE- UND ERZIEHUNGSVERANTWORTUNGNICHT GERECHT

WERDEN, D.H. ESGILTSODANN DAS STAATLICHEWÄCHTERAMT; BEIEINERGEFÄHRDUNGDESKINDESWOHLSISTDER

STAATNICHT NUR NACH ART. 6 ABS. 3 GG BERECHTIGT, SONDERNAUCH VERPFLICHTETDIEPFLEGEUND

ERZIEHUNGDESKINDESSICHERZUSTELLENUND IM ÄUßERSTENFALL DAS KIND VON SEINENELTERNZU TRENNEN

ABERDIE SOZIO-ÖKONOMISCHEN VERHÄLTNISSEDERELTERNGEHÖRENZUM SCHICKSAL UND LEBENSRISIKO

DESKINDES(BVERFG V. 29.01.2010 ð1 BVR 374/09 ), D.H. DAS KIND HAT KEINENANSPRUCHAUF EINE

BESTMÖGLICHEERZIEHUNG

Å § 1666 BGB ISTDIE EINFACHRECHTLICHEAUSGESTALTUNGDESSTAATLICHENWÄCHTERAMTS.



GERICHTLICHE MAßNAHMEN

VORAUSSETZUNGFAMILIENGERICHTLICHERMAßNAHMEN ZUM SCHUTZDESKINDES

Å KINDESWOHLGEFÄHRDUNG(VGL. DEFINITIONăDRINGENDEGEFAHRò I.S.D. § 42 SGB VIII; FOLIE 8)

Å AUF KONKRETENVERDACHTSMOMENTENBERUHENDEANNAHME DERHINREICHENDENWAHRSCHEINLICHKEITEINER

SCHÄDIGUNG , D.H. NICHT NUR ABSTRAKTEGEFÄHRDUNG

Å ERHEBLICHKEITDESDROHENDENSCHADENS FÜRDAS KIND

LIEGENDIESEVORAUSSETZUNGENVOR, TRIFFTDAS FAMILIENGERICHTDIE ZURGEFAHRENABWENDUNGERFORDERLICHEN

MAßNAHMEN. DIESEMÜSSEN, ORIENTIERTAM GRUNDSATZDERVERHÄLTNISMÄßIGKEIT(§ 1666A BGB)

Å ZURGEFAHRENABWEHRGEEIGNETSEIN,

Å ERFORDERLICHSEIN, D.H. ESKOMMEN IM KONKRETENEINZELFALLKEINENIEDERSCHWELLIGERENMAßNAHMEN IN

BETRACHT

Å DIEMAßNAHMEN MÜSSENVERHÄLTNISMÄßIGIM ENGERENSINN SEIN, D.H. UNTERBERÜCKSICHTIGUNGALLER

EINZELFALLUMSTÄNDEMUSSDERGERICHTLICHEEINGRIFFZUMUTBARSEIN. IN DIE ABWÄGUNG EINZUBEZIEHENIST

NEBENDERSCHWEREDESEINGRIFFSUND SEINERFOLGENðETWADIEWIRKUNGEINERTRENNUNG DESKINDESVON

SEINENELTERNFÜRDAS KIND SELBSTðDERGRAD DESDROHENDENSCHADENS SOWIEDERGRAD DERGEFAHR.



GERICHTLICHE MAßNAHMEN

BEACHTE:

DIFFERENZIERUNGDESWAHRSCHEINLICHKEITSGRADSDESGEFAHRENEINTRITTS

AUF DERTATBESTANDSEBENE AUF DERRECHTSFOLGENSEITE

ăHINREICHENDEWAHRSCHEINLICHKEITò                                                               ăZIEMLICHESICHERHEITò,

D.H. ERHÖHTE

WAHRSCHEINLICHKEIT

DADURCH WIRD EIN NIEDERSCHWELLIGERESEINGREIFENBEIGEFAHRENERMÖGLICHTUND

ESERÖFFNENSICH BEIDERBEURTEILUNGDERVERHÄLTNISMÄßIGKEITEINERMAßNAHME

AUF DERRECHTSFOLGENSEITEKORREKTURMÖGLICHKEITEN, DURCH DIE EIN ÜBERMÄßIGERSTAATLICHER

EINGRIFFVERMIEDENWERDENKANN

(BGH, 06.02.2019, XII ZB 408/18)

JE GEWICHTIGERDERZU ERWARTENDESCHADEN FÜRDAS KIND IST, DESTOGERINGEREANFORDERUNGENSINDAN

DEN GRAD DERWAHRSCHEINLICHKEITDESSCHADENSEINTRITTSZU STELLEN.

(BVERFG V. 20.11.2024 ð1 BVR 1404/24)



GERICHTLICHE MAßNAHMEN

GERICHTLICHEMAßNAHMEN ZURGEFAHRENABWEHRGEM. § 1666 ABS. 3 BGB

Å DIE IN § 1666 ABS. 3 NR. 1-6 BGB AUFGELISTETENGERICHTLICHENMAßNAHMEN SIND NICHT ABSCHLIEßEND

Å DIEANORDNUNG SONSTIGERMAßNAHMEN ISTNICHT AUSGESCHLOSSEN(Z.B. DIE VERPFLICHTUNG, DAS KIND ÜBERSEINE

WAHRE ABSTAMMUNG ZU UNTERRICHTEN(OLG FRANKFURT, 22.12.2020, 8 UF 61/18, FAM RZ2021, 756)

Å DERENTZUGDERELTERLICHENSORGE (VOLLSTÄNDIGODER IN TEILBEREICHEN) ALS ULTIMARATIO ERFORDERT

-EINEHÖHERESICHERHEITDESSCHADENSEINTRITTS, D.H. EINEZIEMLICHESICHERHEIT

-EINEKONKRETEGERICHTLICHEBENENNUNGDERDEM KIND DROHENDENSCHÄDEN IN IHRERART, SCHWEREUND

EINTRITTSWAHRSCHEINLICHKEIT(BVERFG, 10.06.2020, 1 BVR572/20, FAMRZ2020, 1562)

-DIE VON AMTSWEGENZU KLÄRENDEFRAGE, OB DERGEFAHRFÜRDAS KIND AUF ANDEREWEISE, ALS DERTRENNUNG

VON SEINENELTERN - Z.B. DURCHÖFFENTLICHEHILFEN(§ 1666A BGB) - BEGEGNETWERDENKANN,

-DIE GERICHTLICHEVERSCHAFFUNGEINERZUVERLÄSSIGENENTSCHEIDUNGSGRUNDLAGEDURCHENTSPRECHENDE

VERFAHRENSGESTALTUNG(Z.B. SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTEN, ANHÖRUNG VON FACHKRÄFTENODERSONSTIGER

BETEILIGTER) UND DARLEGUNGDERENTSCHEIDUNGSGRUNDLAGEIM BESCHLUSS; WENN DAS GERICHTDER

EINSCHÄTZUNGEINESSACHVERSTÄNDIGENODERDERBETEILIGTENFACHKRÄFTENICHT FOLGT, BEDARFESHIERZUEINER

ANDERWEITIGENVERLÄSSLICHENGRUNDLAGEUND EINGEHENDENBEGRÜNDUNG(BVERFG V. 20.11.2024 ð1 BVR
1404/24)



GERICHTLICHE MAßNAHMEN

DERVERFAHRENSBEISTAND( §§ 158 FFFAMFG)

BESTELLUNGEINESVERFAHRENSBEISTANDSIN KINDSCHAFTSSACHEN, DIE DIE PERSONEINESKINDESBETREFFENGEM. § 158 FAM FG

ÅZWINGEND GEM. § 158 ABS. 2 ZIFF. 1 FAM FG, WENN DIE TEILWEISEODER VOLLSTÄNDIGEENTZIEHUNGDERPERSONENSORGENACH §§ 1666, 1666A BGB IN BETRACHTKOMMT

Å IN DERREGEL, WENN

- DAS INTERESSEDESKINDESZU DEM SEINERGESETZLICHENVERTRETERIN ERHEBLICHEMGEGENSATZSTEHT(§ 158 ABS. 3 ZIFF. 1 FAM FG)

- EINETRENNUNG DESKINDESVON DERPERSONERFOLGENSOLL, IN DERENOBHUTESSICHBEFINDET(§ 158 ABS. 3 ZIFF. 1 FAM FG)

FACHLICHE EIGNUNG DESVERFAHRENSBEISTANDS(§ 158 A FAM FG)

ÅGRUNDKENNTNISSEAUF DEN GEBIETENDESFAMILIENRECHTS, INSBESONDEREDESKINDSCHAFTSRECHTS, DESVERFAHRENSRECHTSIN KINDSCHAFTSSACHENUND DESKINDER- UND

JUGENDHLFERECHTS, SOWIEKENNTNISSEDERENTWICKLUNGSPSYCHOLOGIEDESKINDES

AUFGABENUND RECHTSSTELLUNGDESVERFAHRENSBEISTANDS(§ 158 B FAM FG)

ÅER HAT DAS INTERESSEDESKINDESFESTZUSTELLENUND IM GERICHTLICHENVERFAHRENZURGELTUNGZU BRINGEN

ÅER HAT DAS KIND ÜBERGEGENSTAND, ABLAUFUND MÖGLICHEN AUSGANG DESVERFAHRENSIN GEEIGNETERWEISEZU INFORMIEREN

ÅER KANN IM INTERESSEDESKINDESRECHTSMITTELEINLEGEN, ISTABERNICHT SEINGESETZLICHERVERTRETER

BEACHTE: GESETZZUM SCHUTZVON GEWALTBETROFFENENPERSONENIM FAMILIENGERICHTLICHENVERFAHREN ( IN KRAFTSEIT11.04.2025)

ANPASSUNGENDERAUFGABENDESVERFAHRENSBEISTANDS(U.A. EÖRTERUNGDERGERICHTLICHENENTSCHEIDUNGMIT DEM KIND)



GERICHTLICHE MAßNAHMEN

DIE ANHÖRUNG DESKINDES( § 159 FAMFG)

GRUNDSATZGEM. § 159 ABS. 1 FAM FG: PERSÖNLICHEANHÖRUNG DESKINDESUND VERSCHAFFUNGEINESPERSÖNLICHENEINDRUCKS

AUSNAHMEN: - DERANHÖRUNG STEHENSCHWERWIEGENDEGRÜNDEENTGEGEN(§ 159 ABS. 2 NR. 1 FAM FG)

- NEIGUNGEN, BINDUNGEN UND KINDESWILLESIND FÜRDIE ENTSCHEIDUNGNICHT BEDEUTSAM(§ 159 ABS. 2 NR. 2 FAM FG),

ESSEIDENN, ESHANDELTSICH UM EIN VERFAHRENNACH DEN §§ 1666, 1666A BGB

- DAS VERFAHRENBETRIFFTLEDIGLICHVERMÖGENSFRAGENDESKINDES(§ 159 ABS. 2 NR. 3 FAM FG)



GESETZESTEXTE

GESETZZURKOOPERATIONUND INFORMATION IM KINDERSCHUTZ

§ 4 BERATUNGUND ÜBERMITTLUNGVON INFORMATIONENDURCH GEHEIMNISTRÄGERBEIKINDESWOHLGEFÄHRDUNG

WERDEN

1. ÄRZTINNENODER ÄRZTEN, ZAHNÄRZTINNENODER ZAHNÄRZTENHEBAMMEN ODER ENTBINDUNGSPFLEGERNODER ANGEHÖRIGEN EINESANDERENHEILBERUFES, DERFÜRDIEBERUFSAUSÜBUNGODER DIEFÜHRUNG DER

BERUFSBEZEICHNUNGEINESTAATLICHGEREGELTEAUSBILDUNGERFORDERT,

2. BERUFSPSYCHOLOGINNENODER -PSYCHOLOGENMIT STAATLICHANERKANNTERWISSENSCHAFTLICHERABSCHLUSSPRÜFUNG, 

3. EHE-, FAMILIEN-, ERZIEHUNGS- ODER JUGENDBERATERINNENODER -BERATERNSOWIE

4. BERATERINNENODER BERATERNFÜRSUCHTFRAGENIN EINERBERATUNGSSTELLE, DIE VON EINERBEHÖRDEODER KÖRPERSCHAFT, ANSTALTODER STIFTUNGDESÖFFENTLICHENRECHTSANERKANNTIST,

5. M ITGLIEDERNODER BEAUFTRAGTENEINERANERKANNTENBERATUNGSSTELLENACH DEN §§ 3 UND 8 DESSCHWANGERSCHAFTSKONFLIKTGESETZES, 

6. STAATLICHANERKANNTENSOZIALARBEITERINNENODER -ARBEITERNODER STAATLICHANERKANNTENSOZIALPÄDAGOGINNEN ODER -PÄDAGOGEN ODER

7. LEHRERINNENODER LEHRERNAN ÖFFENTLICHENUND AN STAATLICHANERKANNTENPRIVATENSCHULEN

IN AUSÜBUNGIHRERBERUFLICHENTÄTIGKEITGEWICHTIGEANHALTSPUNKTEFÜRDIEGEFÄHRDUNGDESWOHLS EINESKINDESODER EINESJUGENDLICHENBEKANNT, SO SOLLENSIEMIT DEM KIND ODER JUGENDLICHENUND DEN

ERZIEHUNGSBERECHTIGTENDIESITUATIONERÖRTERNUND, SOWEITERFORDERLICH, BEIDEN ERZIEHUNGSBERECHTIGTENAUF DIE INANSPRUCHNAHMEVON HILFENHINWIRKEN, SOWEITHIERDURCHDERWIRKSAMESCHUTZDES

KINDESODER DESJUGENDLICHENNICHTIN FRAGE GESTELLTWIRD. 

(2) D IEPERSONENNACH ABSATZ1 HABEN ZUREINSCHÄTZUNGDERKINDESWOHLGEFÄHRDUNGGEGENÜBERDEM TRÄGER DERÖFFENTLICHENJUGENDHILFEANSPRUCHAUF BERATUNGDURCH EINEINSOWEITERFAHRENE

FACHKRAFT. 2SIESINDZU DIESEMZWECK BEFUGT, DIESERPERSONDIE DAFÜR ERFORDERLICHENDATENZU ÜBERMITTELN; VOR EINERÜBERMITTLUNGDERDATENSINDDIESEZU PSEUDONYMISIEREN.

(3) SCHEIDETEINEABWENDUNG DERGEFÄHRDUNGNACH ABSATZ1 AUS ODER ISTEINVORGEHENNACH ABSATZ1 ERFOLGLOSUND HALTENDIE IN ABSATZ1 GENANNTENPERSONENEINTÄTIGWERDENDESJUGENDAMTES

FÜRERFORDERLICH, UM EINEGEFÄHRDUNGDESWOHLS EINESKINDESODER EINESJUGENDLICHENABZUWENDEN, SO SINDSIEBEFUGT, DAS JUGENDAMT ZU INFORMIEREN; HIERAUFSINDDIEBETROFFENENVORAB HINZUWEISEN, 
ESSEIDENN, DASSDAMIT DERWIRKSAMESCHUTZDESKINDESODER DESJUGENDLICHENIN FRAGE GESTELLTWIRD. 2ZU DIESEMZWECK SINDDIEPERSONENNACH SATZ1 BEFUGT, DEM JUGENDAMT DIE ERFORDERLICHENDATEN

MITZUTEILEN. 3DIESÄTZE1 UND 2 GELTENFÜRDIEIN ABSATZ1 NUMMER1 GENANNTENPERSONENMIT DERMAßGABE, DASSDIESEUNVERZÜGLICHDAS JUGENDAMT INFORMIERENSOLLEN, WENN NACH DERENEINSCHÄTZUNG

EINEDRINGENDEGEFAHRFÜRDAS WOHL DESKINDESODER DESJUGENDLICHENDAS TÄTIGWERDENDESJUGENDAMTESERFORDERT. 

(4) W IRD DAS JUGENDAMT VON EINERIN ABSATZ1 GENANNTENPERSONINFORMIERT, SOLLESDIESERPERSONZEITNAHEINERÜCKMELDUNG GEBEN, OB ESDIE GEWICHTIGENANHALTSPUNKTEFÜRDIEGEFÄHRDUNGDES

WOHLS DESKINDESODER JUGENDLICHENBESTÄTIGTSIEHTUND OB ESZUM SCHUTZDESKINDESODER JUGENDLICHENTÄTIGGEWORDEN ISTUND NOCH TÄTIGIST. 2HIERAUFSINDDIEBETROFFENENVORAB HINZUWEISEN, ESSEI

DENN, DASSDAMIT DERWIRKSAMESCHUTZDESKINDESODER DESJUGENDLICHENIN FRAGE GESTELLTWIRD.

(5) D IEABSÄTZE2 UND 3 GELTENENTSPRECHENDFÜRM ITARBEITERINNENUND M ITARBEITERVON ZOLLBEHÖRDEN.

(6) ZUR PRAKTISCHENERPROBUNGDATENSCHUTZRECHTSKONFORMERUMSETZUNGSFORMENUND ZUREVALUIERUNGDERAUSWIRKUNGENAUF DEN KINDERSCHUTZKANN LANDESRECHTDIEBEFUGNISZU EINEMFALLBEZOGENEN

INTERKOLLEGIALENAUSTAUSCHVON ÄRZTINNENUND ÄRZTENREGELN.



GESETZESTEXTE

ZEHNTESBUCH SOZIALGESETZBUCH- SOZIALVERWALTUNGSVERFAHRENUND SOZIALDATENSCHUTZð

§ 71 ÜBERMITTLUNGFÜRDIEERFÜLLUNGBESONDERERGESETZLICHERPFLICHTENUND M ITTEILUNGSBEFUGNISSE

(1) EINEÜBERMITTLUNGVON SOZIALDATENISTZULÄSSIG, SOWEITSIEERFORDERLICHISTFÜRDIEERFÜLLUNGDER GESETZLICHENM ITTEILUNGSPFLICHTENé é ERKLÄRUNGSPFLICHTENALS

DRITTSCHULDNER, WELCHEDAS VOLLSTRECKUNGSRECHTVORSIEHT, WERDENDURCH BESTIMMUNGENDIESESGESETZBUCHESNICHT BERÜHRT. EINEÜBERMITTLUNGVON SOZIALDATENISTZULÄSSIG, 
SOWEITSIEERFORDERLICHISTFÜRDIEERFÜLLUNGDERGESETZLICHENPFLICHTENZURSICHERUNGUND NUTZUNGVON ARCHIVGUTDESBUNDESNACH § 1 NUMMER 8 UND 9, § 3 ABSATZ4, NACH

DEN §§ 5 BIS7 SOWIENACH DEN §§ 10 BIS13 DESBUNDESARCHIVGESETZESODER NACH ENTSPRECHENDENGESETZLICHENVORSCHRIFTENDERLÄNDER, DIE DIESCHUTZFRISTENDIESESGESETZES

NICHT UNTERSCHREITEN. EINEÜBERMITTLUNGVON SOZIALDATENISTAUCH ZULÄSSIG, SOWEITSIEERFORDERLICHIST, MELDEBEHÖRDENNACH § 6 ABSATZ2 DESBUNDESMELDEGESETZESÜBER

KONKRETEANHALTSPUNKTEFÜRDIE UNRICHTIGKEITODER UNVOLLSTÄNDIGKEITVON DIESENAUF GRUND MELDERECHTSÜBERMITTELTERDATEN ZU UNTERRICHTEN. ZUR ÜBERPRÜFUNGDES

ANSPRUCHSAUF KINDERGELDISTDIEÜBERMITTLUNGVON SOZIALDATENGEMÄß § 68 ABSATZ7 DESEINKOMMENSTEUERGESETZESAN DIE FAMILIENKASSENZULÄSSIG.

é. EINEÜBERMITTLUNGVON SOZIALDATENISTAUCH ZULÄSSIG, SOWEITSIEZUM SCHUTZDESKINDESWOHLSNACH § 4 ABSATZ1 UND 5 DESGESETZESZURKOOPERATION UND INFORMATION IM

KINDERSCHUTZERFORDERLICHIST



GESETZESTEXTE

SOZIALGESETZBUCH (SGB) - ACHTES BUCH (VIII) - KINDER- UND JUGENDHILFEï

§ 8A SCHUTZAUFTRAG BEI KINDESWOHLGEFÄHRDUNG

(1) 

WERDEN DEM JUGENDAMT GEWICHTIGE ANHALTSPUNKTE FÜR DIE GEFÄHRDUNG DES WOHLS EINES KINDES ODER JUGENDLICHEN BEKANNT, SO HAT ES DAS

GEFÄHRDUNGSRISIKO IM ZUSAMMENWIRKEN MEHRERER FACHKRÄFTE EINZUSCHÄTZEN. SOWEIT DER WIRKSAME SCHUTZ DIESES KINDES ODER DIESES JUGENDLICHEN

NICHT IN FRAGE GESTELLT WIRD, HAT DAS JUGENDAMT DIE ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN SOWIE DAS KIND ODER DEN JUGENDLICHEN IN DIE GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNG

EINZUBEZIEHEN UND, SOFERN DIES NACH FACHLICHER EINSCHÄTZUNG ERFORDERLICH IST,

1. SICH DABEI EINEN UNMITTELBAREN EINDRUCK VON DEM KIND UND VON SEINER PERSÖNLICHEN UMGEBUNG ZU VERSCHAFFEN SOWIE

2. PERSONEN, DIE GEMÄß § 4 ABSATZ 3 DES GESETZES ZUR KOOPERATION UND INFORMATION IM KINDERSCHUTZ DEM JUGENDAMT DATEN

ÜBERMITTELT HABEN, IN GEEIGNETER WEISE AN DER GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNG ZU BETEILIGEN.
HÄLT DAS JUGENDAMT ZUR ABWENDUNG DER GEFÄHRDUNG DIE GEWÄHRUNG VON HILFEN FÜR GEEIGNET UND NOTWENDIG, SO HAT ES DIESE DEN

ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN ANZUBIETEN.

(2)

HÄLT DAS JUGENDAMT DAS TÄTIGWERDEN DES FAMILIENGERICHTS FÜR ERFORDERLICH, SO HAT ES DAS GERICHT ANZURUFEN; DIES GILT AUCH, WENN DIE

ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN NICHT BEREIT ODER IN DER LAGE SIND, BEI DER ABSCHÄTZUNG DES GEFÄHRDUNGSRISIKOS MITZUWIRKEN. BESTEHT EINE DRINGENDE

GEFAHR UND KANN DIE ENTSCHEIDUNG DES GERICHTS NICHT ABGEWARTET WERDEN, SO IST DAS JUGENDAMT VERPFLICHTET, DAS KIND ODER DEN JUGENDLICHEN IN

OBHUT ZU NEHMEN.

(3) 

SOWEIT ZUR ABWENDUNG DER GEFÄHRDUNG DAS TÄTIGWERDEN ANDERER LEISTUNGSTRÄGER, DER EINRICHTUNGEN DER GESUNDHEITSHILFE ODER DER POLIZEI

NOTWENDIG IST, HAT DAS JUGENDAMT AUF DIE INANSPRUCHNAHME DURCH DIE ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN HINZUWIRKEN. IST EIN SOFORTIGES TÄTIGWERDEN

ERFORDERLICH UND WIRKEN DIE PERSONENSORGEBERECHTIGTEN ODER DIE ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN NICHT MIT, SO SCHALTET DAS JUGENDAMT DIE ANDEREN ZUR

ABWENDUNG DER GEFÄHRDUNG ZUSTÄNDIGEN STELLEN SELBST EIN.



GESETZESTEXTE

(4) 

IN VEREINBARUNGEN MIT DEN TRÄGERN VON EINRICHTUNGEN UND DIENSTEN, DIE LEISTUNGEN NACH DIESEM BUCH ERBRINGEN, IST SICHERZUSTELLEN, 
DASS

1. DEREN FACHKRÄFTE BEI BEKANNTWERDEN GEWICHTIGER ANHALTSPUNKTE FÜR DIE GEFÄHRDUNG EINES VON IHNEN BETREUTEN KINDES

ODER JUGENDLICHEN EINE GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNG VORNEHMEN,

2. BEI DER GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNG EINE INSOWEIT ERFAHRENE FACHKRAFT BERATEND HINZUGEZOGEN WIRD SOWIE

3. DIE ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN SOWIE DAS KIND ODER DER JUGENDLICHE IN DIE GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNG EINBEZOGEN WERDEN,
SOWEIT HIERDURCH DER WIRKSAME SCHUTZ DES KINDES ODER JUGENDLICHEN NICHT IN FRAGE GESTELLT WIRD.

IN DEN VEREINBARUNGEN SIND DIE KRITERIEN FÜR DIE QUALIFIKATION DER BERATEND HINZUZUZIEHENDEN INSOWEIT ERFAHRENEN FACHKRAFT ZU

REGELN, DIE INSBESONDERE AUCH DEN SPEZIFISCHEN SCHUTZBEDÜRFNISSEN VON KINDERN UND JUGENDLICHEN MIT BEHINDERUNGEN RECHNUNG

TRAGEN. DANEBEN IST IN DIE VEREINBARUNGEN INSBESONDERE DIE VERPFLICHTUNG AUFZUNEHMEN, DASS DIE FACHKRÄFTE DER TRÄGER BEI DEN

ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN AUF DIE INANSPRUCHNAHME VON HILFEN HINWIRKEN, WENN SIE DIESE FÜR ERFORDERLICH HALTEN, UND DAS JUGENDAMT

INFORMIEREN, FALLS DIE GEFÄHRDUNG NICHT

ANDERS ABGEWENDET WERDEN KANN.

(5) 

IN VEREINBARUNGEN MIT KINDERTAGESPFLEGEPERSONEN, DIE LEISTUNGEN NACH DIESEM BUCH ERBRINGEN, IST SICHERZUSTELLEN, DASS DIESE BEI

BEKANNTWERDEN GEWICHTIGER ANHALTSPUNKTE FÜR DIE GEFÄHRDUNG EINES VON IHNEN BETREUTEN KINDES EINE GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNG

VORNEHMEN UND DABEI EINE INSOWEIT ERFAHRENE FACHKRAFT BERATEND HINZUZIEHEN. DIE ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN SOWIE DAS KIND SIND IN DIE

GEFÄHRDUNGSEINSCHÄTZUNG EINZUBEZIEHEN, SOWEIT HIERDURCH DER WIRKSAME SCHUTZ DES KINDES NICHT IN FRAGE GESTELLT WIRD. ABSATZ 4 
SATZ 2 UND 3 GILT ENTSPRECHEND.

(6) 

WERDEN EINEM ÖRTLICHEN TRÄGER GEWICHTIGE ANHALTSPUNKTE FÜR DIE GEFÄHRDUNG DES WOHLS EINES KINDES ODER EINES JUGENDLICHEN

BEKANNT, SO SIND DEM FÜR DIE GEWÄHRUNG VON LEISTUNGEN ZUSTÄNDIGEN ÖRTLICHEN TRÄGER DIE DATEN MITZUTEILEN, DEREN KENNTNIS ZUR

WAHRNEHMUNG DES SCHUTZAUFTRAGS BEI KINDESWOHLGEFÄHRDUNG NACH § 8A ERFORDERLICH IST. DIE MITTEILUNG SOLL IM RAHMEN EINES

GESPRÄCHES ZWISCHEN DEN FACHKRÄFTEN DER BEIDEN ÖRTLICHEN TRÄGER ERFOLGEN, AN DEM DIE PERSONENSORGEBERECHTIGTEN SOWIE DAS KIND

ODER DER JUGENDLICHE BETEILIGT WERDEN SOLLEN, SOWEIT HIERDURCH DER WIRKSAME SCHUTZ DES KINDES ODER DES JUGENDLICHEN NICHT IN

FRAGE GESTELLT WIRD.



GESETZESTEXTE

SOZIALGESETZBUCH (SGB) - ACHTES BUCH (VIII) - KINDER- UND JUGENDHILFE ï

§ 42 INOBHUTNAHME VON KINDERN UND JUGENDLICHEN

(1) 

DAS JUGENDAMT IST BERECHTIGT UND VERPFLICHTET, EIN KIND ODER EINEN JUGENDLICHEN IN SEINE OBHUT ZU NEHMEN, WENN

1. DAS KIND ODER DER JUGENDLICHE UM OBHUT BITTET ODER

2. EINE DRINGENDE GEFAHR FÜR DAS WOHL DES KINDES ODER DES JUGENDLICHEN DIE INOBHUTNAHME ERFORDERT UND

A) DIE PERSONENSORGEBERECHTIGTEN NICHT WIDERSPRECHEN ODER

B) EINE FAMILIENGERICHTLICHE ENTSCHEIDUNG NICHT RECHTZEITIG EINGEHOLT WERDEN KANN ODER

3. EIN AUSLÄNDISCHES KIND ODER EIN AUSLÄNDISCHER JUGENDLICHER UNBEGLEITET NACH DEUTSCHLAND KOMMT UND SICH WEDER

PERSONENSORGE- NOCH ERZIEHUNGSBERECHTIGTE IM INLAND AUFHALTEN.

DIE INOBHUTNAHME UMFASST DIE BEFUGNIS, EIN KIND ODER EINEN JUGENDLICHEN BEI EINER GEEIGNETEN PERSON, IN EINER GEEIGNETEN EINRICHTUNG ODER

IN EINER SONSTIGEN WOHNFORM VORLÄUFIG UNTERZUBRINGEN; IM FALL VON SATZ 1 NUMMER 2 AUCH EIN KIND ODER EINEN JUGENDLICHEN VON EINER ANDEREN

PERSON WEGZUNEHMEN.

(2) 

DAS JUGENDAMT HAT WÄHREND DER INOBHUTNAHME UNVERZÜGLICH DAS KIND ODER DEN JUGENDLICHEN UMFASSEND UND IN EINER VERSTÄNDLICHEN,

NACHVOLLZIEHBAREN UND WAHRNEHMBAREN FORM ÜBER DIESE MAßNAHME AUFZUKLÄREN, DIE SITUATION, DIE ZUR INOBHUTNAHME GEFÜHRT HAT, ZUSAMMEN

MIT DEM KIND ODER DEM JUGENDLICHEN ZU KLÄREN UND MÖGLICHKEITEN DER HILFE UND UNTERSTÜTZUNG AUFZUZEIGEN. DEM KIND ODER DEM JUGENDLICHEN

IST UNVERZÜGLICH GELEGENHEIT ZU GEBEN, EINE PERSON SEINES VERTRAUENS ZU BENACHRICHTIGEN. DAS JUGENDAMT HAT WÄHREND DER INOBHUTNAHME FÜR

DAS WOHL DES KINDES ODER DES JUGENDLICHEN ZU SORGEN UND DABEI DEN NOTWENDIGEN UNTERHALT UND DIE KRANKENHILFE SICHERZUSTELLEN; § 39

ABSATZ 4 SATZ 2 GILT ENTSPRECHEND. DAS JUGENDAMT IST WÄHREND DER INOBHUTNAHME BERECHTIGT, ALLE RECHTSHANDLUNGEN VORZUNEHMEN, DIE ZUM

WOHL DES KINDES ODER JUGENDLICHEN NOTWENDIG SIND; DER MUTMAßLICHE WILLE DER PERSONENSORGE- ODER DER ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN IST DABEI

ANGEMESSEN ZU BERÜCKSICHTIGEN. IM FALL DES ABSATZES 1 SATZ 1 NUMMER 3 GEHÖRT ZU DEN RECHTSHANDLUNGEN NACH SATZ 4, ZU DENEN DAS

JUGENDAMT VERPFLICHTET IST, INSBESONDERE DIE UNVERZÜGLICHE STELLUNG EINES ASYLANTRAGS FÜR DAS KIND ODER DEN JUGENDLICHEN IN FÄLLEN, IN DENEN

TATSACHEN DIE ANNAHME RECHTFERTIGEN, DASS DAS KIND ODER DER JUGENDLICHE INTERNATIONALEN SCHUTZ IM SINNE DES § 1 ABSATZ 1 NUMMER 2 DES

ASYLGESETZES BENÖTIGT; DABEI IST DAS KIND ODER DER JUGENDLICHE ZU BETEILIGEN.



GESETZESTEXTE

(3)

DAS JUGENDAMT HAT IM FALL DES ABSATZES 1 SATZ 1 NUMMER 1 UND 2 DIE PERSONENSORGE- ODER ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN UNVERZÜGLICH VON

DER INOBHUTNAHME ZU UNTERRICHTEN, SIE IN EINER VERSTÄNDLICHEN, NACHVOLLZIEHBAREN UND WAHRNEHMBAREN FORM UMFASSEND ÜBER DIESE

MAßNAHME AUFZUKLÄREN UND MIT IHNEN DAS GEFÄHRDUNGSRISIKO ABZUSCHÄTZEN. WIDERSPRECHEN DIE PERSONENSORGE- ODER

ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN DER INOBHUTNAHME, SO HAT DAS JUGENDAMT UNVERZÜGLICH

1. DAS KIND ODER DEN JUGENDLICHEN DEN PERSONENSORGE- ODER ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN ZU ÜBERGEBEN, SOFERN NACH DER EINSCHÄTZUNG

DES JUGENDAMTS EINE GEFÄHRDUNG DES KINDESWOHLS NICHT BESTEHT ODER DIE PERSONENSORGE- ODER ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN BEREIT

UND IN DER LAGE SIND, DIE GEFÄHRDUNG ABZUWENDEN ODER

2. EINE ENTSCHEIDUNG DES FAMILIENGERICHTS ÜBER DIE ERFORDERLICHEN MAßNAHMEN ZUM WOHL DES KINDES ODER DES JUGENDLICHEN

HERBEIZUFÜHREN.

SIND DIE PERSONENSORGE- ODER ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN NICHT ERREICHBAR, SO GILT SATZ 2 NUMMER 2 ENTSPRECHEND. IM FALL DES ABSATZES

1 SATZ 1 NUMMER 3 IST UNVERZÜGLICH DIE BESTELLUNG EINES VORMUNDS ODER PFLEGERS ZU VERANLASSEN. WIDERSPRECHEN DIE

PERSONENSORGEBERECHTIGTEN DER INOBHUTNAHME NICHT, SO IST UNVERZÜGLICH EIN HILFEPLANVERFAHREN ZUR GEWÄHRUNG EINER HILFE

EINZULEITEN.

(4)

DIE INOBHUTNAHME ENDET MIT

1. DER ÜBERGABE DES KINDES ODER JUGENDLICHEN AN DIE PERSONENSORGE- ODER ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN,

2. DER ENTSCHEIDUNG ÜBER DIE GEWÄHRUNG VON HILFEN NACH DEM SOZIALGESETZBUCH.

(5) 

FREIHEITSENTZIEHENDE MAßNAHMEN IM RAHMEN DER INOBHUTNAHME SIND NUR ZULÄSSIG, WENN UND SOWEIT SIE ERFORDERLICH SIND, UM EINE

GEFAHR

FÜR LEIB ODER LEBEN DES KINDES ODER DES JUGENDLICHEN ODER EINE GEFAHR FÜR LEIB ODER LEBEN DRITTER ABZUWENDEN. DIE

FREIHEITSENTZIEHUNG IST

OHNE GERICHTLICHE ENTSCHEIDUNG SPÄTESTENS MIT ABLAUF DES TAGES NACH IHREM BEGINN ZU BEENDEN.

(6)

IST BEI DER INOBHUTNAHME DIE ANWENDUNG UNMITTELBAREN ZWANGS ERFORDERLICH, SO SIND DIE DAZU BEFUGTEN STELLEN HINZUZUZIEHEN.




